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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zu der dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2004 
- Drucksachen 15/1500, 15/1670, 15/1918, 15/1921, 15/1922, 15/1923 - 

hier: Einzelplan 30 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Kommission der Europäischen Union hat im Sommer 2003 Vorschläge zur 
Änderung der Entscheidung 2002/834/EG über das spezifische Programm im 
Bereich der Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration: „In- 
tegration und Stärkung des Europäischen Forschungsraums“ (6. Forschungs- 
rahmenprogramm) veröffentlicht. 

Über diese Vorschläge entscheiden ab 26. November 2003 die im Wettbewerbs- 
rat versammelten Forschungsminister der EU abschließend. 

Der Deutsche Bundestag hat am 16. Oktober 2003 einstimmig einen Antrag be- 
schlossen, der die grundsätzliche Zielvorgabe des Forschungsrahmenpro- 
gramms zu „Biowissenschaften, Genomik und Biotechnologie im Dienst der 
Gesundheit“ begrüßt. Zugleich hat er die Europäische Kommission aufgefor- 
dert, von ihren Planungen hinsichtlich der Förderungsfähigkeit von For- 
schungsvorhaben, bei denen menschliche Embryonen getötet werden, Abstand 
zu nehmen (Bundestagsdrucksache 14/1310 in der Fassung der Beschlussemp- 
fehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät- 
zung). Damit sollte in erster Linie gewährleistet werden, dass die Europäische 
Forschungsförderung nicht in Konflikt mit den Bestimmungen des Gesetzes 
zur Sicherstellung des Embryonenschutzes im Zusammenhang mit Einfuhr und 
Verwendung menschlicher embryonaler Stammzellen - Stammzellgesetz - ge- 
rät. Das Gesetz sieht als wesentliche Genehmigungsvoraussetzung vor, dass die 
embryonalen Stammzellen in Übereinstimmung mit der Rechtslage im Her- 
kunftsland dort vor dem 1 . Januar 2002 gewonnen wurden, so genannte Stich- 
tagsregelung. 

Die Bundesregierung hat erklärt und wiederholt bekräftigt, diesem Beschluss 
und der deutschen Rechtslage gemäß die Verhandlungen der Forschungsminis- 
ter der Europäischen Union zu führen. Sie wolle in bilateralen Gesprächen wei- 
tere Mitgliedstaaten der Europäischen Union für die gemeinsam von Bundestag 
und Bundesregierung verfolgte Position werben. 
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Es darf nicht zu einer Missachtung des Willens des Deutschen Bundestages 
kommen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 

bei der am 26. November 2003 beginnenden Sitzung der Forschungsminister 
der Europäischen Union den Beschluss des Deutschen Bundestages vom 
16. Oktober 2003 vollständig und wortlautnah zu respektieren. 


Berlin, den 24. November 2003 

Dr. Angela Merkel, Michael Glos und Fraktion 
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